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1.1  Die Rolle der Wärmeplanung auf 
dem Weg zu einer treibhausgas-
neutralen Wärmeversorgung 

Die Wärmeplanung ist ein zentrales Instrument 
zur Transformation der Wärmeversorgung hin zur 
Treibhausgasneutralität. Sie ist eine strategische 
Planung, die den Weg zur Dekarbonisierung der 
Wärmeversorgung eines Gemeindegebiets bis zum 
Zieljahr (2045) aufzeigen soll. Die Wärmeplanung 
wird dazu beitragen, dass

	● die Potenziale erneuerbarer Energien und 
unvermeidbarer Abwärme identifiziert und für 
die Wärmeversorgung erschlossen werden,

	● für Teilgebiete die voraussichtlich wirtschaft­
lichste Wärmeversorgungsart (mittels Wärme­
netz, Wasserstoffnetz oder dezentral) bestimmt 
wird,

	● die für die Wärmeversorgung erforderlichen 
Netze (Wärme, Strom, Gase) koordiniert ent­
wickelt werden,

	● die Investitionsentscheidungen der Gebäude­
eigentümer, Unternehmen und Netzbetreiber 
besser aufeinander abgestimmt werden,

	● der Sanierungsbedarf von Gebäuden auf der 
Ebene von Straßenabschnitten oder Baublöcken 
transparenter ablesbar ist,

	● sich alle betroffenen Akteure mit der zukünftigen 
Wärmeversorgung beschäftigen und sich in 
einem strukturierten Prozess in die Entwicklung 
hin zu einer kostengünstigen, sicheren und treib­
hausgasneutralen Wärmeversorgung einbringen.

Die Wärmeplanung als solche entwickelt einen 
Transformationsweg. Entscheidend wird sein, dass 
dieser Weg letztlich auch beschritten wird und die 

Ergebnisse und Erkenntnisse der Wärmeplanung 
von den unterschiedlichen betroffenen Akteuren 
tatsächlich umgesetzt werden. Diese Umsetzung 
erfolgt durch eine Vielzahl von Entscheidungen, 
insbesondere Investitionsentscheidungen, die von 
einer Vielzahl privater und öffentlicher Akteure 
wie Gebäudeeigentümern, Unternehmen und Netz­
betreibern möglichst zum jeweils richtigen Zeit­
punkt zu treffen sind. Diese Akteure berücksichti­
gen bei ihren Entscheidungen sowohl die eigenen 
Rahmenbedingungen (z. B. Sanierungs­ oder Moder­
nisierungsbedarf) als auch die regulatorischen Rah­
menbedingungen wie z. B. ordnungsrechtliche 
Rahmenbedingungen (z. B. Gebäudeenergiegesetz 
(GEG)), die CO2­Bepreisung (europäischer und natio­
naler Emissionshandel) und unterschiedliche För­
derprogramme (z.B. Bundesförderung effiziente 
Gebäude (BEG), Bundesförderung effiziente Wär­
menetze (BEW), Bundesförderung für Energie­ und 
Ressourceneffizienz in der Wirtschaft (EEW)). Die 
Gesamtheit und das Zusammenspiel der Instru­
mente im Wärmebereich entscheiden also darüber, 
ob die Wärmewende – als Summe vieler Entschei­
dungen zahlreicher Akteure – gelingt.

Eine effektive Umsetzung der Wärmepläne erfordert 
darüber hinaus eine Verzahnung der Wärmepla-
nung mit bestehenden Planungsprozessen. Dies 
betrifft Planungsprozesse der Betreiber der Energie­
versorgungs­ (Netzausbau­ und Netzentwicklungs­
pläne) und Wärmenetze (Transformationspläne), 
die Bauleitplanung (Flächennutzungs­ und Bebau­
ungspläne) sowie integrierte Entwicklungs­ oder 
Klimaschutzkonzepte der Kommunen, energetische 
Quartierskonzepte, die Landes­ und Regionalplanung 
der Länder oder auch individuelle Sanierungsfahr­
pläne der Gebäudeeigentümer. Die Verzahnung der 
genannten Planungen mit der Wärmeplanung ist 
im Wärmeplanungsgesetz teilweise angelegt, so z. B. 
für das Baugesetzbuch in Artikel 3 des Wärmepla­
nungsgesetzes. Ferner sind die Wärmepläne gemäß 
§ 15b des Energiewirtschaftsgesetzes beim Szena­
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riorahmen des Netzentwicklungsplans Gas und 
Wasserstoff angemessen zu berücksichtigen.

1.2 Das Wärmeplanungsgesetz

Am 1. Januar 2024 ist das Gesetz für die Wärmepla-
nung und zur Dekarbonisierung der Wärmenetze 
(Wärmeplanungsgesetz, WPG) in Kraft getreten. Das 
Gesetz ist Teil eines gleichnamigen Artikelgesetzes, 
das auch Änderungen des Baugesetzbuchs (BauGB) 
und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits­
prüfung (UVPG) enthält. Es verpflichtet die Länder 
sicherzustellen, dass für Gemeindegebiete mit mehr 
als 100.000 Einwohnern bis zum 30. Juni 2026 und 
für Gemeindegebiete mit bis zu 100.000 Einwohnern 
bis zum 30. Juni 2028 Wärmepläne er  stellt werden. 
Darüber hinaus regelt das WPG den Ablauf der 
Wärmeplanung. Die Länder werden in der Regel 
die Wärmeplanungen nicht selbst durchführen, 
sondern die Kommunen, kommunale Zusammen­
schlüsse, Landkreise oder andere verantwortliche 
Stellen1 durch eine landesrechtliche Regelung zur 
Durchführung der Wärmeplanung verpflichten.

1.3  Der Leitfaden Wärmeplanung und 
dieses Papier

Das Wärmeplanungsgesetz regelt den Rahmen und 
Ablauf der Wärmeplanung und der Erstellung eines 
Wärmeplans. Der Vollzug des Gesetzes und damit 
die Auslegung und Anwendung der Vorschriften des 
WPG ist nach der Aufgabenverteilung des Grund­
gesetzes die Aufgabe der Länder und der von ihnen 
bestimmten planungsverantwortlichen Stellen. Um 

sie bei dieser Aufgabe zu unterstützen, haben die 
Bundesministerien für Wirtschaft und Klimaschutz 
sowie für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwe­
sen bei einem Konsortium von Forschungsnehmern 
einen Leitfaden Wärmeplanung in Auftrag gegeben, 
der gemeinsam mit diesem einordnenden und zu ­
sammenfassenden Papier (im Folgenden: „Leitfaden 
kompakt“) veröffentlicht wird.

Dieser „Leitfaden kompakt“ ordnet den Leitfaden 
ein und stellt die wesentlichen Inhalte des Leitfa­
dens entlang der nachfolgenden Fragen vor. Auf 
diese Weise soll es den Einstieg in die Nutzung des 
Leitfadens erleichtern. 

	● Was leistet der Leitfaden? Was leistet er nicht?

	● Ist der Leitfaden rechtlich verbindlich?

	● An wen richtet sich der Leitfaden?

	● Welche Themen werden im Leitfaden behan­
delt? Wie ist er aufgebaut?

	● Was sind die zentralen Inhalte der einzelnen 
Kapitel des Leitfadens?

	● Wo finden Kommunen weitere Unterstützung 
für Fragen rund um die Wärmeplanung?

	● Das Wärmeplanungsgesetz ist seit 01.01.2024 in 
Kraft und verpflichtet die Länder. Was bedeutet 
dies konkret für die Kommunen?

1 Zur besseren Lesbarkeit wird in diesem Papier stellvertretend von Kommunen als planungsverantwortliche Stellen gesprochen.
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2.1 Zweck und Umfang

Der Leitfaden soll praktische Hilfestellung bei der 
Durchführung der Wärmeplanung nach dem 
WPG geben. Zu diesem Zweck gibt er Empfehlun-
gen zum Vorgehen bei der Wärmeplanung. Außer­
dem erläutert er bestimmte im Wärmeplanungsge­
setz verwendete Begriffe und erklärt ihren Kontext. 
Konkret enthält der Leitfaden unter anderem

	● Hinweise zur Datenerhebung, v. a. zu Daten­ 
und Informationsquellen und öffentlich 
zugänglichen Wärmekarten, insbesondere für 
die Eignungsprüfung sowie die Bestands­ und 
Potenzialanalyse,

	● einen Vorschlag zum Aufbau eines Datensatzes 
für die Wärmeplanung,

	● Vorschläge zur Organisations­ und Prozess­
struktur sowie zum Ablauf der Akteursbeteili­
gung,

	● einen Vorschlag, wie das beplante Gebiet in Teil­
gebiete unterteilt werden kann,

	● Kriterien und Indikatoren, die im Rahmen der 
Eignungsprüfung und der Einteilung in voraus­
sichtliche Wärmeversorgungsgebiete genutzt 
werden können,

	● eine Bewertung der Eignung von Wärmeversor­
gungsarten in beispielhaften Teilgebieten,

	● eine Auflistung möglicher Umsetzungsmaßnah­
men, Vorschläge zur Strukturierung der Umset­
zungsstrategie und eine Vorlage zur Darstellung 
von Umsetzungsmaßnahmen, sowie

	● Hinweise auf ergänzende Informationsquellen 
und Unterstützungsangebote.

Der Leitfaden Wärmeplanung wird von einem so ­
genannten Technikkatalog mit zugehörigem Be ­
gleitdokument ergänzt. Der Technikkatalog enthält 
techno-ökonomische Parameter in Form mehre­
rer Tabellenblätter. Er umfasst Treibhausgasemis­
sionsfaktoren, Technologiedaten, insbesondere 
Technologiekosten, und Gebäudedaten. Die Para­
meterwerte des Technikkatalogs können für quan-
titative Abschätzungen oder Berechnungen 
herangezogen werden. Insbesondere bei techno­
ökonomischen Parametern, die kaum von lokalen 
Faktoren beeinflusst werden, ist die Verwendung 
zentral bereitgestellter Werte sinnvoll.

Ist im Folgendem vom Leitfaden die Rede, ist damit 
in der Regel auch der Technikkatalog mit Begleit­
dokument gemeint. 

2.2  Rechtlicher Status und 
Urheberschaft

Der Leitfaden Wärmeplanung ist rechtlich unver-
bindlich. Für die verbindliche Anwendung und 
Auslegung der Vorschriften des Wärmeplanungsge­
setzes sind zunächst die Länder und planungsver­
antwortlichen Stellen und im Streitfall die Gerichte 
zuständig. Die im Leitfaden dargestellten Metho­
den, Annahmen und Orientierungswerte sind 
Empfehlungen für die Praxis. 

Die Bundesministerien für Wirtschaft und Klima­
schutz (BMWK) sowie für Wohnen, Stadtentwick­
lung und Bauwesen (BMWSB) empfehlen, bei der 
Durchführung der Wärmeplanung den Leitfaden 
zugrunde zu legen.

Der Leitfaden wurde im Auftrag von BMWK und 
BMWSB erarbeitet. Er wurde von einem Konsor­
tium aus Forschungsinstituten und Beratungsun­
ternehmen in enger Abstimmung mit dem BMWK 
und BMWSB sowie der Deutschen Energie­Agentur 
(dena) und dem Kompetenzzentrum Kommunale 
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Wärmewende (KWW) erstellt. Die Projektleitung lag 
beim Institut für Energie­ und Umweltforschung 
gGmbH Heidelberg (ifeu). Weitere Konsortialpartner 
waren das Öko­Institut e. V., das Institut für Ener­
giewirtschaft und Rationelle Energieanwendung 
der Universität Stuttgart (IER), die adelphi consult 
GmbH, die Prognos AG und das Fraun hofer­Institut 
für System­ und Innovationsforschung (ISI).

Ein Entwurf des Leitfadens wurde im September 
2023 im Rahmen zweier Veranstaltungen und 
schriftlich mit Ländern, Kommunen und Interes­
senvertretern konsultiert. Darüber hinaus hat sich 
das Konsortium zu einzelnen Kapiteln des Leitfa­
dens mit den jeweiligen Experten und Praktikern 
ausgetauscht.

2.3 Zielgruppe und Aufbau

Der Leitfaden Wärmeplanung richtet sich an dieje­
nigen, die die Wärmeplanung selbst durchführen 
oder deren Durchführung verantworten und 
begleiten, d. h. an Kommunen, Landkreise oder 
andere, von den Ländern bestimmte planungsver-
antwortliche Stellen sowie die von diesen beauf-
tragten Dienstleister.

Unabhängig vom Ausmaß der Unterstützung durch 
Dienstleister ist die planungsverantwortliche Stelle 
verantwortlich für den Prozess und die Ergebnisse 
der Wärmeplanung. Diese Stelle ist am besten dafür 
geeignet, eine Orientierung des Prozesses und der 
Ergebnisse der Wärmeplanung am Gemeinwohl 
sicherzustellen.

Der Leitfaden ist ein Nachschlagewerk für die 
Durchführung der Wärmeplanung. Für Kommu-
nen, die sich bislang nicht oder kaum mit der 

Wärmeplanung beschäftigt haben, kann der Leit­
faden teilweise herausfordernd sein. Diesen Kom­
munen werden die Unterstützungsangebote des 
KWW nahegelegt, insbesondere die Broschüre 
„Erste Schritte in der Kommunalen Wärmepla-
nung: Die Vorbereitungsphase“.

Der Leitfaden richtet sich des Weiteren an die 
Akteure, die im Prozess der Wärmeplanung von 
der Kommune beteiligt werden sollten. Dies sind 
Stellen in der Kommunalverwaltung, die zwar 
nicht für die Wärmeplanung zuständig, aber betrof­
fen sind, sowie Betreiber von Energieversorgungs­ 
und Wärmenetzen, Großverbraucher aus Industrie, 
Gewerbe oder Wohnungswirtschaft, Einrichtungen 
der sozialen, kulturellen oder sonstigen Daseins­
vorsorge, Handwerkskammern oder Erneuerbare­
Energien­Gemeinschaften.

Der Leitfaden ist entlang der im WPG geregelten 
Schritte der Wärmeplanung strukturiert. Zu 
Beginn jedes Kapitels sind die Regelungen des WPG 
dargestellt, auf die sich die im Kapitel folgenden 
Ausführungen beziehen. Es folgt die Darstellung 
„Das Wichtigste in Kürze“. Hier werden die Ziele, 
zentralen Inhalte und der grobe Ablauf des jeweili­
gen Prozessschrittes zusammengefasst. Jedes Kapi­
tel schließt mit einem Quellenverzeichnis. Dieser 
„Leitfaden kompakt“ dient auch als einführendes 
Kapitel des Leitfadens. 

Der Technikkatalog besteht aus einer Excel-Datei, 
die Tabellenblätter für Treibhausgasemissionsfak-
toren, Technologiedaten und Gebäudedaten ent­
hält. Der Inhalt und Aufbau des Technikkatalogs 
wird in einem Begleitdokument erläutert.
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3.1 Kapitel 1: Ablauf der Wärmeplanung

Der Ablauf der Wärmeplanung ist in § 13 WPG definiert. 
Das folgende Ablaufschema gibt einen Überblick über 

die Schritte der Wärmeplanung, Zeitpunkte und Formate 
der Beteiligung sowie Veröffentlichungszeitpunkte.

3 Zusammenfassung des Leitfadens

Schritt 5: Potenzialanalyse

Flächenscreening (Kap. 6.1)

Großwärmespeicher (Kap. 6.9)

Potenzialerhebung EE und
unvermeidbare Abwärme

(Kap. 6.2–6.8)

Abschätzung Energieeinspar-
potenziale Gebäude (Kap. 6.10)

und Prozesse (Kap. 6.11) 

Schritt 3: Unterteilung in Teilgebiete und Eignungsprüfung

Schritt 1: Interne Organisation

Festlegung der Projektleitung
(Kap. 1.3.1) 

Vorhandene Pläne/Informationen
sammeln (Kap. 3.1)

Identi�kation von Teilgebieten, für die auf die Durchführung einer Wärmeplanung 
verzichtet oder eine verkürzte Wärmeplanung durchgeführt werden kann (Kap. 3.2)

Unterteilung in Teilgebiete
(Kap. 3.2)

Prüfung Unterstützung durch
Dienstleister (Kap. 1.3.3)

Prüfung interkommunale
Wärmeplanung (Kap. 1.3.2)

Politischer Beschluss zur Durchführung der Wärmeplanung 

Schritt 6: Veröffentlichung der Ergebnisse der Bestands- und Potenzialanalyse sowie der
Eignungsprüfung (z. B. Teilgebiete ohne/mit verkürzter Wärmeplanung, Karte mit

 Wärme(linien)dichten, Infrastruktur der Wärmeversorgung, Daten zum Energieverbrauch
und zur Energieträgerverteilung, verfügbare Potenziale und Flächen etc. (Kap. 5.4, 6.12))

Schritt 2: Akteursanalyse und
Prozessorganisation

Planung und Festlegung der
Prozessorganisation (Kap. 2.2.1) und
der Akteursbeteiligung (Kap. 2.2.2) 

Relevante Verwaltungseinheiten
einbinden (Kap. 2.1.1) und
Akteursanalyse (Kap. 2.1)

Schritt 4: Bestandsanalyse
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-

Auftakt-Workshop
mit zentralen

Akteuren

Auftakt-
veranstaltung

Informations-
beschaffung

Informations-
beschaffung

Informations-
beschaffung

Sondierung von Datenquellen
und Daten (Kap. 5.1) sowie
Datenerhebung (Kap. 5.2),
insbesondere zu Wärme-
verbräuchen/-bedarfen,

Wärmeerzeugern und Infrastruk-
turen der Wärmeversorgung

Erstellung systematischer
Daten- und Kartierungs-
grundlagen  (Kap. 5.2.1) 

Abbildung 1: Ablauf der Wärmeplanung

→
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Schritte 7 und 8: Einteilung des beplanten Gebiets in voraussichtliche
Wärmeversorgungsgebiete und Erstellung des Zielszenarios

Schritt 9: Umsetzungsstrategie
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Ableitung des zukünftigen Wärmebedarfs (Kap. 7.2)

Festlegung und Erstellung eines Zielszenarios

Erstellung einer Long-List
von möglichen Maßnahmen

(Kap. 9.1)

Strukturierung und
Priorisierung in einer 
Umsetzungsstrategie

(Kap. 9.2)

Maßnahmensteckbriefe, 
Kostenschätzung,

Finanzierungsmöglichkeiten
(Kap. 9.3)

Schritt 11: Finalisierung des Wärmeplans

Bewertung der
Stellungnahmen

Überarbeitung der
Ergebnisse

Beschluss des
Wärmeplans

Schritt 10: Veröffentlichung eines Entwurfs des Zielszenarios einschließlich
Gebietseinteilung in den Stützjahren und im Zieljahr und der Umsetzungsstrategie 

Möglichkeit der Stellungnahme (mind. 30 Tage)

Schritt 12: Veröffentlichung des �nalen Wärmeplans (Kap. 9.5)

Beteiligungs-
veranstaltung

Konsultation
der Fachakteure 

Etablierte Austausch-
formate fortsetzen

Workshops und
kooperative

Veranstaltung

Bewertung der
Eignung der

Wärmeversorgungs-
arten im Zieljahr

Erste Gebietseinteilung
 in den Stützjahren 

auf Basis der Vorschläge 
der (potenziellen) 

Netzbetreiber

Bewertung der Vorschläge 
der Netzbetreiber und 

Abgleich mit Eignungs-
bewertung im Zieljahr

Iterativer Prozess 
zwischen Kommunen 

und (potenziellen) 
Netzbetreibern

Kostenef�zienz

Versorgungs-
sicherheit

Kumulierte THG-
Emissionen

Realisierungsrisiko

Umsetzung der Maßnahmen und  Monitoring
Fortschreibung alle 5 Jahre (Kap. 10)

Quelle: ifeu 2024
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3  ZUSAMMENFASSUNG DES LEITFADENS

3.2 Kapitel 2: Akteure der 
Wärmeplanung

Durch die Beteiligung wichtiger Akteure soll die 
Qualität der Wärmeplanung erhöht und gleichzei­
tig gewährleistet werden, dass der Wärmeplan von 
diesen Akteuren unterstützt wird. Zu Beginn des 
Wärmeplanungsprozesses sollte eine Akteursana­
lyse erfolgen. Darauf aufbauend sollte ein Konzept 
der Akteursbeteiligung und der notwendigen 
Beteiligungsverfahren erstellt werden, welche dann 
in den einzelnen Phasen der Wärmeplanung zur 
Anwendung kommen.

Der Kreis der zu beteiligenden Akteure ist von vielen 
Faktoren abhängig, beispielsweise von der Größe 
der Kommune, den vorhandenen Infrastrukturen 
für die Wärmeversorgung, der ansässigen Wirt­
schaft und den Eigentümerstrukturen.

Mindestens beteiligt werden müssen gemäß WPG 
die Betreiber eines bestehenden Energieversor-
gungs- oder Wärmenetzes und die als zukünftige 
Betreiber eines Energieversorgungs- oder Wärme-
netzes absehbar in Betracht kommenden natürli-
chen oder juristischen Personen. Neben privat­
wirtschaftlichen Energieversorgern sind dies lokale 
Stadtwerke, die in ihrem Unternehmen die Erzeu­
gung, Verteilung und den Vertrieb von Gas, Strom 

Akteure, die beteiligt werden müssen 
(Betreiber der Wärme- und Energieversorgungs-

netze, Gemeinde, Gemeindeverbände)

Konsultation zur Daten- 
und Informations-

beschaffung

Austauschformate zu
Interessen, Maßnahmen

und Zielsetzungen

Austauschformate
für die Öffentlichkeit

Weitere Akteure, die relevant sein könnten
(Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften,

Wohnungswirtschaft, Verbände etc.)

Akteursanalyse

Konzeption der Akteursbeteiligung im Rahmen der Wärmeplanung

Mehrfache Beteiligung der Akteure mit unterschiedlichen Zielen und Zeitpunkten
während der Erstellung der Wärmeplanung inkl. Stellungnahme nach § 13 Absatz 4

Finalisierung des Wärmeplans, Beschluss und Veröffentlichung

Informations-
veranstaltung zum

Auftakt

Quelle: ifeu 2024

Abbildung 2: Ablauf der Akteursbeteiligung
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und/oder Wärme vereinen. Wärme­ und Gasnetz­
betreiber sind verpflichtet, Verbrauchsdaten bereit­
zustellen. Darüber hinaus können sie Vorschläge 
für die zukünftige Versorgung beplanter Teilgebiete 
vorlegen (§ 18 WPG). Letztendlich sind sie verant­
wortlich für die Umsetzung der Infrastrukturent­
wicklung. Vor allem für Gebiete für eine dezentrale 
Versorgung ist eine Beteiligung von Stromnetzbe­
treibern wichtig, um erforderliche Maßnahmen zur 
Netzverstärkung zeitlich mit dem Hochlauf der Nut­
zung von Wärmepumpen abzustimmen. Sie sind 
auskunftspflichtig zu Stromnetzen auf Hoch­ und 
Mittelspannungsebene einschließlich Umspannsta­
tionen und zu geplanten Maßnahmen im Nieder­
spannungsnetz.

Weitere wichtige Akteure können sein:

	● Bezirksschornsteinfeger für die Bereitstellung 
von Daten und für fachliche Beratung,

	● Wohnungswirtschaft oder -genossenschaften 
für die Bereitstellung von Daten und als Verant­
wortliche für die Umsetzung von Verbrauchs­
minderungsmaßnahmen sowie Investitionen in 
erneuerbare Wärme,

	● Industrie, Gewerbe, Handel, Dienstleister als 
Großverbraucher von Wärme und/oder Produ­
zenten von Wärme aus erneuerbaren Energien 
oder von unvermeidbarer Abwärme,

	● Energieberater, (Quartiers-)Planer, Umsetzer, 
lokale Fachexperten (z. B. IHK, Innungen) zur 
Erstellung von Gutachten zu Potenzialen und 
(integrierten) Wärmeversorgungskonzepten und

	● forst- und landwirtschaftliche Betriebe als 
Betreiber von Biogasanlagen und Bereitsteller 
von Flächen für Heizzentralen, Solarthermie, 
Geothermie oder Wärmespeicher.

Unter den optional zu beteiligenden lokalen Inter­
essengruppen (Bürgerinitiativen, Mietervereine 
u. a.) spielen Erneuerbare-Energien-Gemeinschaf-
ten eine besondere Rolle. Diese ermöglichen loka­
len Akteuren, gemeinschaftlich in den Auf­ oder 
Ausbau von Anlagen zur Stromerzeugung und zur 
Wärmeversorgung zu investieren und ihren Mit­
gliedern und anderen eine Wärmeversorgung 
bereitzustellen. Das damit verbundene Potenzial 
kann durch eine frühzeitige Interessenabfrage in 
der Bevölkerung, die gezielte Ansprache möglicher 
Gruppen sowie die Unterstützung von EE­Gemein­
schaften in der Umsetzungsphase gesteigert wer­
den. Für Kommunen über 45.000 Einwohnerinnen 
und Einwohner ist die Bewertung der Rolle von 
potenziellen und bestehenden EE­Gemeinschaften 
verpflichtend.

Auch die Schnittstellen innerhalb der eigenen Ver-
waltung sollten im Rahmen der Akteursanalyse 
mitbetrachtet werden, da der Wärmeplan in der 
Regel in der Bauleitplanung sowie in Stadtentwick­
lungskonzepten verankert werden muss. Relevante 
zu beteiligende Ämter reichen vom Stadtplanungs­
amt, Umweltamt, Hochbauamt über das Amt für 
Öffentlichkeitsarbeit hin zu Ämtern für Finanzver­
waltung oder der Stelle für Wirtschaftsförderung. 

Angesichts des Umfangs und der Komplexität des 
gesamten Wärmeplanungsprozesses empfiehlt sich 
die Einrichtung einer Projektleitung als zentraler 
Ansprechstelle sowie eines Beratungsgremiums 
mit den für die Wärmeplanung wichtigsten Akteu­
ren. Hieraus ergibt sich die nachfolgend darge­
stellte Organisationsstruktur für die Wärmepla­
nung in einer Stadt oder großen Kommune. In 
kleineren Kommunen könnte auf die Facharbeits­
gruppen verzichtet werden, während bei interkom­
munalen Planungen ein Koordinierungskreis (mit 
Verantwortlichen aus allen beteiligten Städten und 
Kommunen) an die Stelle der einzelnen Verwal­
tung tritt.
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Erarbeitung des Wärmeplans gemäß Vorgaben (ggf. durch externe Dienstleister)
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Quelle: adelphi 2024

Abbildung 3: Mögliche Organisationsstruktur für die Wärmeplanung

3.3  Kapitel 3: Eignungsprüfung für 
die verkürzte Wärmeplanung und 
Einteilung des beplanten Gebiets  
in Teilgebiete

Die Eignungsprüfung dient einer frühzeitigen und 
mit relativ geringem Datenerhebungsaufwand 
leistbaren Identifikation von Teilgebieten, die sich 
sehr wahrscheinlich nicht für einen wirtschaftli­
chen Betrieb eines Wärme­ oder Wasserstoffnetzes 
eignen. Für diese Gebiete wird damit frühzeitig 
festgelegt, dass eine dezentrale Versorgung die am 

besten geeignete Versorgungsart und eine ver­
kürzte Wärmeplanung mit reduzierter Datenerhe­
bung ausreichend ist. Darüber hinaus sollen im Rah­
men der Eignungsprüfung Teilgebiete identifiziert 
werden, die heute bereits vollständig oder nahezu 
vollständig mit erneuerbaren Energien oder unver­
meidbarer Abwärme versorgt werden. In diesen 
Teilgebieten ist die Umstellung der Wärmeversor­
gung vollständig oder nahezu vollständig abge­
schlossen und deshalb keine Wärmeplanung erfor­
derlich.
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Im Rahmen der Eignungsprüfung wird das gesamte 
beplante Gebiet zunächst in Teilgebiete unterteilt. 
Teilgebiete sind Teile des beplanten Gebiets, die für 
die Zwecke der Einteilung in Wärmeversorgungs­
gebiete für die gesamte Wärmeplanung als Einheit 
betrachtet werden sollen. Häufig werden die Gren­
zen der Teilgebiete entlang von Verkehrswegen ver­
laufen. Teilgebiete zeichnen sich aus durch:

	● einheitliche Siedlungstypen (z. B. freistehende 
Einfamilienhäuser, Blockbebauung mit hoher 
Wohnungsdichte),

	● eine einheitliche Abnehmerstruktur (z. B. weit 
überwiegende Wohnbebauung, gewerbliche 
oder industrielle Abnehmer),

	● eine einheitliche Baualtersklasse und

	● eine einheitliche Wärmeversorgungsinfrastruk­
tur (z. B. bestehendes Wärme­ oder Gasnetz).

In enger Abstimmung mit den zuständigen Einhei­
ten innerhalb der Kommunalverwaltung wird eine 
aussagekräftige Datengrundlage erstellt. Für die 
Unterteilung des beplanten Gebiets in Teilgebiete 
können insbesondere hilfreich sein:

	● Digitale Flurkarten (i.d.R. von den Ländern 
bereitgestellt),

	● Flächennutzungs­ und Bebauungspläne,

	● Kostenfreie 3D­Gebäudemodelle der Länder 
und

	● Karten zur Lage der Wärme­ und Gasnetze (ggf. 
von den Betreibern zu beziehen, Endkundenan­
schlüsse müssen nicht dargestellt werden).

Nach der Unterteilung in Teilgebiete folgt die 
eigentliche Eignungsprüfung. Für die Eignungsprü­

fung können über die genannten Daten hinaus ins­
besondere noch folgende Daten hilfreich sein:

	● Gitterzellen­basierte und für die Kommunen 
zugängliche Daten der Gebäude­ und Woh­
nungszählung des Zensus 2022,

	● frei verfügbare Wärmedichtekarten (z. B. hot­
maps.eu, heatroadmap.eu) und

	● Daten aus dem kommunalen Energiemanage­
ment.

Neben der Erstellung und eigenen Bewertung der 
Datengrundlage ist ein intensiver Austausch mit 
den Betreibern der Wärme­ und Gasnetze ein wich­
tiges Element der Eignungsprüfung. Mit Blick auf 
Teilgebiete, in denen derzeit noch kein Wärmenetz 
besteht, sollte sondiert werden, ob es neben dem 
Betreiber eines bestehenden Wärmenetzes auch 
potenzielle Betreiber neuer Wärmenetze gibt (z. B. 
Energiedienstleister, EE­Gemeinschaften), die in 
den Austausch einbezogen werden sollten.

Die Eignungsprüfung kann entlang des unten dar­
gestellten Schemas ablaufen. Der Fokus liegt dabei 
vor allem auf Gebieten, die mit hoher Sicherheit 
für eine Versorgung über ein Wärme­ oder Wasser­
stoffnetz nicht geeignet sind. Im Zweifelsfall sollte 
ein Teilgebiet im Rahmen der „normalen“ Wärme­
planung eingehender untersucht werden. Wenn für 
ein Teilgebiet nicht wenigstens eine unverbindliche 
Interessenbekundung eines bestehenden oder 
potenziellen Wärme­ oder Wasserstoffnetzbetrei­
bers erfolgt, kann dies als Indiz für eine geringe 
Eignungswahrscheinlichkeit gesehen werden.
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Abbildung 4: Ablauf und Leitfragen der Eignungsprüfung
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3.4  Kapitel 4: Datenverarbeitung 
im Rahmen der Bestands- und 
Potenzialanalyse

Zur Erstellung von Wärmeplänen bedarf es zahlrei­
cher Informationen. Aufgrund europarechtlicher 
Vorgaben (EU­Datenschutz­Grundverordnung) ist 
zur Verarbeitung von Daten eine rechtliche Grund­
lage erforderlich. Die Verarbeitung von Daten meint 
unter anderem auch ihre Erhebung, Speicherung 
und Verwendung. Diese rechtliche Grundlage ist in 
§ 10 Absatz 1 WPG enthalten. Danach darf die pla­
nungsverantwortliche Stelle die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben für die Bestands­ oder Potenzialanalyse 
erforderlichen Daten erheben. 

§ 10 Absatz 1 in Verbindung mit §§ 15, 16 und An ­
lage 1 legen fest, welche Daten von der planungs­
verantwortlichen Stelle zur Aufgabenerfüllung 
grundsätzlich erhoben werden dürfen. 

Für die Bestandsanalyse sind Wärmeverbrauchs­ 
und/oder ­bedarfsdaten zu erheben. Hinzu kom­
men Informationen zu den dezentralen Heizungs­
anlagen, Gebäuden (Lage, Nutzung, Nutzfläche und 
Baujahr usw.) sowie Daten zu zentralen Infrastruk­
turen der Wärmeversorgung und den daran ange­
schlossenen Wärmeerzeugern. Die Verarbeitung 
von personenbezogenen Daten ist u. a. ausgeschlos­
sen im Zusammenhang mit der Potenzialanalyse 
nach § 16 und der Erhebung von Endenergiever­
bräuchen der Medien Gas und Wärme. Letztere dür­
fen bei Einfamilienhäusern daher nur aggregiert, 
d. h. in einer anonymisierten Form, erhoben wer­
den. Eine aggregierte Erhebung ist bei Einfamilien­
häusern ebenfalls vorgesehen für Informationen 
und Daten zu dezentralen Wärmeerzeugungsanla­
gen mit Verbrennungstechnik und zum Gebäude.

Nach § 6 Satz 2 WPG kann die planungsverantwort­
liche Stelle zur Unterstützung bei der Durchführung 
der Wärmeplanung Dritte (z. B. Ingenieur­ oder Pla­
nungsbüros) beauftragen. In diesen Fällen bekommt 

auch der beauftragte Dritte Zugang zu den Daten. 
Der Leitfaden beschreibt, wie in diesem Fall die 
datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit vorab 
geklärt werden kann. Auch wenn im Zuge einer 
gemeinsamen Wärmeplanung Daten verarbeitet 
werden, sollte eine solche Klärung vorab erfolgen.

Korrespondierend zur Datenverarbeitungsbefugnis 
der planungsverantwortlichen Stelle in § 10 Absatz 
1 ordnet § 11 Absatz 1 eine Auskunftspflicht an. 
Diese beschränkt sich auf Informationen, die dem 
Auskunftspflichtigen bekannt sind (§ 11 Absatz 2). 
Es besteht keine Pflicht, unbekannte Informatio­
nen zu beschaffen oder zu erheben, um Auskunft 
geben zu können. § 11 Absatz 3 enthält Vorgaben 
zu einer Kostenerstattung für die Auskunftsertei­
lung; die Länder können hiervon abweichende 
Regelungen im Landesrecht treffen.

Daten, die Betriebs­ oder Geschäftsgeheimnisse 
oder vertrauliche Informationen zu Kritischen Inf­
rastrukturen enthalten, sind gemäß § 11 Absatz 4 
von den Auskunftspflichtigen bei der Übermittlung 
als vertraulich zu kennzeichnen. Diese Daten dür­
fen von der planungsverantwortlichen Stelle nicht 
veröffentlicht werden. 

§ 12 Absatz 1 und 2 regeln die Mindestanforderun­
gen an die Datenverarbeitung durch die planungs­
verantwortliche Stelle. Die Daten müssen in einer 
Weise verarbeitet werden, die eine angemessene 
Sicherheit und Vertraulichkeit gewährleistet. Für 
personenbezogene Daten, Betriebs­ und Geschäfts­
geheimnisse oder vertrauliche Informationen zu 
Kritischen Infrastrukturen gilt ein besonders hohes 
Schutzniveau. Zum Schutz von Betriebs­ und 
Geschäftsgeheimnissen kommt im Rahmen der 
Veröffentlichung eine Anonymisierung durch Daten­
aggregation in Betracht. Entscheidend ist, dass die 
Gefahr von betriebsbezogenen Rückschlüssen, bei 
denen ein berechtigtes Interesse an der Geheim­
haltung besteht, wirksam ausgeschlossen werden 
kann.
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3.5 Kapitel 5: Bestandsanalyse

Ziel der Bestandsanalyse ist die für die Wärmepla­
nung hinreichend genaue Ermittlung des Status 
quo der Wärmeversorgung. Die Ergebnisse der 
Bestandsanalyse bilden die Grundlage für die 
Erstellung des Zielszenarios und die Einteilung des 
beplanten Gebiets in voraussichtliche Wärmever­
sorgungsgebiete. Die planungsverantwortliche 
Stelle sollte die Datengrundlage in Form einer 
Datenbank so aufbauen und strukturieren, dass 
Daten und Pläne leicht elektronisch ein­ und aus­
gelesen, bearbeitet und weiterentwickelt werden 
können. Dies ist insbesondere für das Monitoring 
und die Fortschreibung der Wärmeplanung essen­
ziell.

Die Bestandsanalyse besteht im Wesentlichen aus 
dem Sammeln, Aufbereiten und Strukturieren der 
relevanten Daten. Beim schrittweisen Aufbau der 

Datenbank bilden die im Rahmen der Eignungs­
prüfung erhobenen Daten den Ausgangspunkt. Der 
Ablauf der Bestandsanalyse lässt sich wie in Abbil­
dung 5 ( S. 15) dargestellt zusammenfassen.

Die folgende Tabelle zeigt, bei welchen Datenhal­
tern Daten erhoben werden können, die für die 
Wärmeplanung wichtig sind. Weitergehende Hin­
weise für die einzelnen Bundesländer liefert der 
Datenkompass des KWW (https://www.kww­   
halle.de/ service/kww­datenkompass).

Eine Herausforderung der Bestandsanalyse besteht 
darin, dass Gas­ und Wärmenetzbetreiber sowie 
Bezirksschornsteinfeger aus datenschutzrechtli­
chen Gründen keine personenbezogenen Daten an 
die Kommunen übermitteln dürfen. Eine Möglich­
keit, einen Personenbezug auszuschließen, ist die 
Aggregation von Daten.2 Diese muss durch den 
Datenhalter erfolgen.

Daten Datenhalter

Verbrauchsdaten für Gas und Wärme Gas- und Wärmenetzbetreiber
Art und thermische Leistung des Wärmeerzeugers, eingesetzter Energieträger Bezirksschornsteinfeger
Daten zur Lage, Nutzung, Nutzfläche und Baujahr von Gebäuden Gemeindeverwaltung
Verbrauchsdaten für Prozesswärme, eingesetzte Energieträger Gas- und Wärmenetzbetreiber, Bezirks schorn-

steinfeger, Deutsche Emissionshandelsstelle, 
Marktstammdatenregister, Industrielle, gewerbliche 
und sonstige Unternehmen

Informationen zu bereits bestehenden, konkret geplanten oder genehmigten 
Wärmenetzen

Wärmenetzbetreiber

Informationen zu bereits bestehenden, konkret geplanten oder genehmigten 
Gasnetzen

Gasnetzbetreiber

Informationen zu bereits bestehenden, konkret geplanten oder genehmigten 
Stromnetzen auf Hoch- und Mittelspannungsebene einschl. Umspannstationen 
(auf Mittel- und Niederspannung)

Stromnetzbetreiber

Informationen zu geplanten Optimierungs-, Verstärkungs-, Erneuerungs-  
und Ausbaumaßnahmen im Niederspannungsnetz

Stromnetzbetreiber

Informationen zu Kläranlagen Abwasserentsorgungsbetrieb
Informationen zu Abwassernetzen ab DN 800 Abwasserentsorgungsbetrieb
Wirksame Flächennutzungs- und Bebauungspläne, städtebauliche Planungen, 
bestehende Gebietseinteilungen

Gemeindeverwaltung

2 In der Regel sollten Verbrauchsdaten entlang von Straßen aggregiert werden, da dies in den meisten Fällen dem Verlauf der Infrastrukturen zur 
Wärmeversorgung entspricht.
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• Gemeinde- und Siedlungs-

struktur
• Gebäude mit Baualter,

Gebäudefunktion
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Quelle: ifeu 2024

Abbildung 5: Ablauf der Bestandsanalyse
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Es erscheint sinnvoll, dass die Kommune die Gebiets­
einheiten festlegt, innerhalb derer z. B. die Ver­
brauchsdaten durch einen Netzbetreiber aggregiert 
werden. Dieses Vorgehen kann allerdings an Gren­
zen stoßen, wenn in einer Straße nur vereinzelte 
Gebäude an ein Gas­ oder Wärmenetz angeschlos­
sen und eine Aggregation der Daten benachbarter 
Gebäude daher nicht möglich ist. In diesen Fällen 
könnte es sinnvoll sein, dass der Gas­ oder Wärme­
netzbetreiber eine größere Gebietseinheit festlegt 
und der Kommune vorschlägt, innerhalb derer z. B. 
mindestens fünf Einfamilienhäuser (EFH) mit 
einem entsprechenden Anschluss (Gasnetz, Wär­
menetz) enthalten sind. Ein frühzeitiger Austausch 
zwischen Netzbetreiber und Kommune über das 
Vorgehen in solchen Fällen ist unerlässlich. Sobald 
Kommunen und Netzbetreiber erste Erfahrungen 
in dieser Hinsicht gesammelt haben, können über 
das KWW praktikable Verfahrensweisen geteilt und 
dadurch ein schneller bundesweiter Lernprozess 
ermöglicht werden. 

Die Wärmeversorgung gewerblicher und industri­
eller Verbraucher (v. a. Prozesswärme) ist aufgrund 
des hohen Anteils am gesamten Wärmebedarf für 
die Wärmeplanung von großer Bedeutung. Eine 
Herausforderung stellt die Abschätzung der Wär­
meverbräuche von Betrieben ohne leitungsgebun­
dene Versorgung über ein Gas­ oder Wärmenetz 
dar. Zur Abschätzung können neben Kehrbuchdaten 
(für Anlagen mit einer Feuerungswärmeleistung bis 
1 MW) auch Daten der Deutschen Emissionshan­
delsstelle (Anlagen mit einer Feuerungswärmeleis­
tung >20 MW), des Marktstammdatenregisters 
(KWK­Anlagen), der unteren Wasserbehörden 
(Daten zu Brennstofflagertanks und zu Flüssiggas­
anlagen) sowie nach § 1 der 44. BImSchV (Anlagen 
mit einer Feuerungswärmeleistung größer 1 und 
kleiner 50 MW) nützlich sein.

Die Kommunen sollten sich bei der Abschätzung 
der Wärmeverbräuche auf die Betriebe mit dem 
größten Wärmeverbrauch fokussieren (ggf. über 

individuelle Abfragen/Kontaktaufnahme). Die Ver­
bräuche kleinerer Betriebe können über branchen­
typische Kennwerte abgeschätzt werden, die im 
Leitfaden zur Verfügung gestellt werden.

Für die weiteren Analysen, insbesondere die Eintei­
lung in voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete, 
ist die räumliche Konzentration des Wärmever­
brauchs wichtig. In dieser Hinsicht sind Wärme­
dichten (flächenbezogen) und Wärmeliniendichten 
(streckenbezogen) hilfreiche Indikatoren. Auf Basis 
der erhobenen und abgeschätzten Verbrauchswerte 
sollten deshalb Karten mit den Verläufen dieser 
Indikatoren erstellt werden, die zusammen mit 
Schwellenwerten eine erste Abschätzung über die 
Eignung von Wärmenetzen erlauben.

Beispiele im Leitfaden zeigen, wie die Ergebnisse 
der Bestandsanalyse anschaulich dargestellt wer­
den können.

3.6 Kapitel 6: Potenzialanalyse

Ziel der Potenzialanalyse ist eine hinreichend genaue 
Abschätzung der im beplanten Gebiet vorhande­
nen Potenziale zur Wärmeerzeugung aus zielkon­
formen Energiequellen sowie der Potenziale zur 
Energieeinsparung durch Wärmebedarfsreduktion. 
Die Potenzialanalyse läuft nach folgendem Schema 
(Abbildung 6) ab.

Bei der Abschätzung der Potenziale zur Energieein­
sparung durch Wärmebedarfsreduktion sollte unter­
schieden werden zwischen Prozesswärme und 
Raumwärme/Warmwasser in Gebäuden. Letzteres 
lässt sich grob abschätzen anhand der Nutzungsart 
der betrachteten Gebäude, der Baualtersklasse 
sowie der Annahmen zur Sanierungstiefe und 
Sanierungsrate, die möglichst im Zuge von Beteili­
gungsprozessen mit betroffenen Akteuren abge­
stimmt werden. Durchschnittliche Kennwerte für 
Energieeinsparungen, die bei bestimmten Sanie­
rungsraten zu erzielen sind, finden sich für unter­
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Potenziale erneuerbare 
Energien 

Potenziale erneuerbare 
Energien 

Potenziale erneuerbare 
Energien 

Potenziale erneuerbarer
Energien 

Ergebnisse

Flächenscreening

Aufbereitung der Ergebnisse in Form von Karten

Zahlenwerte in tabellarischer Form darstellen

Restriktionen: 
• Wasserschutz und Heilquellen
• FFH- und Naturschutzgebiete
• Grünzüge/Biodiversitätsverbünde
• Überschwemmungsgebiete

Flächenpotenziale:  
• Frei�ächen für Solarthermie
• Geothermie 
• Großwärmespeicher 
• Standorte für Heizzentralen, 

Groß-Wärmepumpen etc. 

Datenquellen 
eruieren

Daten erheben/ 
verarbeiten

Abschätzung 
Einsparpotenzial 

Gebäude- & 
Prozesswärme

Kennzahlen 
ermitteln
• Temperatur
• Saisonalität
• Dezentrale/

zentrale Quelle 

Quelle: ifeu 2024

Abbildung 6: Ablauf der Potenzialanalyse

schiedliche Baualtersklassen und Nutzungsarten 
im Technikkatalog. Zusätzlich zur Bedarfsentwick­
lung des Gebäudebestands sind weitere Einfluss­

größen zu berücksichtigen, wie beispielsweise 
Neubau, Abriss oder Nachverdichtung, und Trends 
wie steigende Wohnflächen und Suffizienzbestre­
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bungen. Im Ergebnis sind Potenziale zur Energie­
einsparung räumlich differenziert darzustellen 
sowie ein für die Kommune realistischer Pfad bis 
zum Zieljahr aufzuzeigen.

Bei der Prozesswärme lassen sich durch die großen 
Unterschiede zwischen und innerhalb der einzelnen 
Industriesektoren nur schwer Potenziale zur Min­
derung des Wärmebedarfs abschätzen. Aus diesem 
Grund wird empfohlen, die aktuellen Verbrauchs­
werte für die kommenden Jahre unverändert fort­
zuschreiben. Mit Ankerkunden und Großabneh­
mern sollten geplante Veränderungen im direkten 
Austausch erörtert werden, wobei Sektoren mit 
hohem Wärmeverbrauch besonders in den Fokus 
zu nehmen sind (z. B. Herstellung von chemischen 
Erzeugnissen).

Die Potenzialanalyse lokaler Wärmequellen sollte 
folgende Wärmequellen umfassen:

	● Geothermie (oberflächennahe, tiefe, Grund wasser)

	● Umweltwärme (Oberflächengewässer,  
Umgebungsluft)

	● Abwasser

	● Solarthermie

	● Biomasse

	● Unvermeidbare Abwärme

	● Grüner Wasserstoff und grüne synthetische 
Gase

	● Großwärmespeicher

Bei der verkürzten Wärmeplanung kann die Poten­
zialanalyse auf die für eine dezentrale Versorgung 
relevanten Wärmequellen beschränkt werden. Für 
jede dieser Quellen können das technische Ange­

botspotenzial sowie bekannte Hemmnisse und 
damit verbundene Unsicherheiten ermittelt wer­
den. Der Leitfaden beschreibt für jede Wärmequelle 
eine spezifische Vorgehensweise und verweist auf 
weiterführende, technologiespezifische Hilfsmittel.  

Zu Beginn der Potenzialermittlung empfiehlt sich 
ein Flächenscreening. Dabei können Flächen mit 
Einschränkungen für die Nutzung einzelner Tech­
nologien/Wärmequellen sowie weitere Arten von 
Ausschlussgebieten aus den Landesplanungsgeset­
zen identifiziert werden. Hierzu gehören beispiels­
weise Wasserschutz­, Naturschutz­ oder Über­
schwemmungsgebiete. Gleichzeitig sollten Flächen 
ausgewiesen werden, für die eine Flächensicherung 
für die Wärmeversorgung bedeutsam ist (z. B. für 
die Errichtung von Anlagen zur Erschließung von 
Wärme aus Oberflächengewässern, Abwasser, 
Grundwasser).

Die Ergebnisse der Potenzialanalyse sind gemäß 
WPG sowohl aggregiert für das Gemeindegebiet als 
auch räumlich aufgelöst in Form von Karten im 
Internet zu veröffentlichen. Die nachfolgende 
Abbildung zeigt einige beispielhafte kartografische 
Aufbereitungen der Ergebnisse der Potenzialana­
lyse (Abbildung 7).

3.7  Kapitel 7: Entwicklung des 
Zielszenarios und Einteilung 
des beplanten Gebiets in 
Wärmeversorgungsgebiete

Das Zielszenario ist ein aus Sicht der planungsverant­
wortlichen Stelle vorzugswürdiger und plausibler 
Entwicklungspfad hin zu einer treibhausgasneutra­
len Wärmeversorgung des beplanten Gebiets bis 
spätestens 2045. Die zugehörige Einteilung des be ­
planten Gebiets in voraussichtliche Wärmeversor­
gungsgebiete zeigt für die Meilensteine 2030, 2035 
und 2040 sowie für das Zieljahr 2045, welche Wär­
meversorgungsart im jeweiligen Teilgebiet nach 
den Kriterien des § 18 WPG am besten geeignet ist.
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Die Vorgehensweise zur Entwicklung des Zielsze­
narios und der Gebietseinteilung wird in Abbil­
dung 8 dargestellt.

Die Einteilung des beplanten Gebiets in voraussicht­
liche Wärmeversorgungsgebiete ist eines der zentra­
len Elemente der Wärmeplanung. Das Vorgehen zur 

Verortung des Abwasserwärmepotenzials, der Solardachpotenziale sowie punktueller 
Abwärmepotenziale in Industrieunternehmen 

Räumliche Darstellung des Einsparpotenzials in Form von Wärmedichtekarten für 
verschiedene Stützjahre (oben: Wärmedichte Basisjahr/unten: Wärmedichte 2045) 

4 GWh/a

1 GWh/a

Abwasserleitung

Potenzial Abwasserwärme Kanal

Potenzial industrielle Abwärme

Potenzial Dach-Solarthermie

< 70 MWh/ha

70-175 MWh/ha

175-415 MWh/ha

415-1050 MWh/ha

> 1050 MWh/ha

Quelle: ifeu 2024

Abbildung 7: Exemplarische Darstellung von Ergebnissen der Potenzialanalyse
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Gebietseinteilung steht im Fokus des entsprechen­
den Kapitels im Leitfaden und wird dort anhand von 
drei exemplarischen Teilgebieten erläutert.

Die Kriterien und Indikatoren für die Gebietseintei­
lung nach §§ 18 und 19 WPG unterscheiden sich 
nicht wesentlich. Die Einteilung des beplanten 

Einteilung des beplanten Gebiets in voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete 
und Erstellung des Zielszenarios

Finalisierung der Einteilung

Ableitung des zukünftigen Wärmebedarfs für das Zielszenario
(orientiert am Vorgehen in der Potenzialanalyse)

Bündelung der Ergebnisse im Zielszenario

Klärung relevanter Rahmenbedingungen für die Entwicklung des Zielszenarios
(aktuell gültige Gesetze, Strategien etc.) 

Finale Einteilung des beplanten Gebiets in 
voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete in 

den Stützjahren nach § 18

Darstellung der Eignungsstufe der einzelnen 
Wärmeversorgungsarten im Zieljahr 

nach § 19

 

 

Bewertung der
Eignung der

Wärmeversorgungs-
arten im Zieljahr

Erste Gebietseinteilung
 in den Stützjahren 

auf Basis der Vorschläge 
der (potenziellen) 

Netzbetreiber

Bewertung der Vorschläge 
der Netzbetreiber und 

Abgleich mit Eignungs-
bewertung im Zieljahr

Iterativer Prozess 
zwischen Kommunen 

und (potenziellen) 
Netzbetreibern

Kostenef�zienz

Versorgungs-
sicherheit

Kumulierte THG-
Emissionen

Realisierungsrisiko

Quellen: Öko-Institut und ifeu 2024

Abbildung 8: Ablauf der Gebietseinteilung und der Erstellung des Zielszenarios
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Gebiets in voraussichtliche Wärmeversorgungsge­
biete und die Darstellung der Wärmeversorgungs­
arten für das Zieljahr sollten daher auf Basis eines 
konsistenten Indikatorensets erfolgen.

In einem ersten Schritt soll für jedes Teilgebiet die 
Eignung der unterschiedlichen Wärmeversor­
gungsarten im Zieljahr bewertet werden. Dadurch 
sollen die planungsverantwortlichen Stellen ange­
halten werden, nicht nur die Ausgangsbedingun­
gen zu berücksichtigen, sondern vom Ziel her zu 

denken. Die Bewertung erfolgt qualitativ/semi­
quantitativ anhand eines Sets aus Kriterien und 
Indikatoren, die im weiteren Verlauf erläutert wer­
den. Die Bewertung der einzelnen Indikatoren 
kann in Form einer dreistufigen Skala „hohe Eig­
nung“, „mittlere Eignung“ und „niedrige Eignung“ 
erfolgen. Aus der Bewertung der Indikatoren und 
Kriterien ergibt sich eine Gesamtbewertung der 
Eignung eines Teilgebiets für die einzelnen Wärme­
versorgungsarten, die in getrennten Ebenen wie 
folgt dargestellt werden kann (Abbildung 9).

Wärmenetzgebiete

Wasserstoffnetzgebiete

Gebiete für die dezentrale Versorgung

sehr wahrscheinlich ungeeignet

wahrscheinlich ungeeignet

wahrscheinlich geeignet

sehr wahrscheinlich geeignet

sehr wahrscheinlich ungeeignet

wahrscheinlich ungeeignet

wahrscheinlich geeignet

sehr wahrscheinlich geeignet

sehr wahrscheinlich ungeeignet

wahrscheinlich ungeeignet

wahrscheinlich geeignet

sehr wahrscheinlich geeignet

Quelle: ifeu 2024

Abbildung 9: Exemplarische Darstellung der Eignung der Wärmeversorgungsarten im Zieljahr
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Ergebnis der Gebietseinteilung dargestellt werden 
kann.

Die Kriterien zur Bewertung der Eignung der Wär­
meversorgungsarten sind in § 18 WPG vorgegeben: 
Wärmegestehungskosten, Realisierungsrisiko, Ver­
sorgungsicherheit und kumulierte Treibhausgas­
emissionen. Die Wärmegestehungskosten sind als 
Gesamtkosten der Wärmeversorgung zu verstehen, 
die sowohl sämtliche Wärmeerzeugungs­ als auch  
infrastrukturkosten umfassen. Für die qualitative/
semi­quantitative Bewertung können die Kriterien 
Realisierungsrisiko und Versorgungssicherheit 
integriert bewertet werden.

Zur Bewertung des Kriteriums Wärmegestehungs­
kosten werden folgende Indikatoren für sinnvoll 
erachtet:

In einem zweiten Schritt erfolgt die Gebietseintei­
lung in den Stützjahren 2030, 2035 und 2040. Zu 
diesem Zweck sollten die Kommunen Vorschläge 
für Wärme­ und Wasserstoffnetzgebiete von vor Ort 
aktiven oder potenziellen Wärme­ oder Gasnetzbe­
treibern einholen. Die Eignungsbewertungen des 
ersten Schrittes können mit den Vorschlägen der 
Netzbetreiber abgeglichen und in einem iterativen 
Abstimmungsprozess zwischen Kommune und 
Netzbetreibern zusammengeführt werden.

Der dritte Schritt besteht aus der finalen Gebiets­
einteilung als Ergebnis des Abstimmungsprozesses. 
Diese wird idealerweise von beiden Seiten mitge­
tragen. Dabei ist wichtig, die zeitliche Dimension 
der Transformation zu berücksichtigen, da diese für 
die Gebietseinteilung in den Stützjahren besonders 
relevant ist. Abbildung 10 zeigt beispielhaft, wie das 

Einteilung des beplanten Gebiets in voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete

Wärmenetzbestandsgebiet

Wärmenetzgebiet ab 2030

Wärmenetzgebiet ab 2035

Wärmenetzgebiet ab 2040

Wasserstoffnetzgebiet ab 2035

Wasserstoffnetzgebiet ab 2040

Gebiet für dezentrale Wärmeversorgung

Prüfgebiet

Quelle: ifeu 2024

Abbildung 10: Exemplarische Darstellung der Gebietseinteilung in den Stützjahren
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Für jeden Indikator werden qualitative oder quan­
titative Anhaltspunkte gegeben, wann eine hohe, 
mittlere oder geringe Eignung angemessen 
erscheint. Die Bewertung des Kriteriums Wärmege­
stehungskosten ergibt sich aus der integrierten 
Betrachtung der Bewertungen der einzelnen Indi­
katoren.

Für die integriert betrachteten Kriterien Realisie­
rungsrisiko/Versorgungssicherheit sind die folgen­
den Fragen für die Bewertung maßgeblich: 

1. Wie hoch sind die Risiken mit Blick auf den 
rechtzeitigen Auf­, Aus­ und Umbau der erfor­
derlichen Infrastruktur im beplanten Gebiet?

2. Wie hoch sind die Risiken mit Blick auf die 
rechtzeitige Verfügbarkeit erforderlicher vorgela­
gerter Infrastrukturen?

3. Wie hoch sind die Risiken mit Blick auf die 
rechtzeitige lokale Verfügbarkeit von Energieträ­
gern oder Erschließung lokaler Wärmequellen?

4. Wie robust ist die Bewertung der Eignung der 
verschiedenen Wärmeversorgungsarten hin­
sichtlich möglicher veränderter Rahmenbedin­
gungen?

Die kumulierten Treibhausgasemissionen ergeben 
sich aus der Entwicklung des Energiebedarfs und 

der sukzessiven Umstellung der Wärmeerzeugung 
in den betrachteten Teilgebieten. Eine Abschätzung 
ist für den gesamten Zeitraum vom Startjahr der 
Betrachtung bis zum Zieljahr notwendig. Bei der 
Bewertung der kumulierten Treibhausgasemissio­
nen spielt der Zeitpunkt der Umstellung der Wär­
meerzeugung in Gebäuden und Prozessen, aber 
auch in Wärmenetzen eine wichtige Rolle: Je später 
die Umstellung erfolgt, desto höher sind die kumu­
lierten Treibhausgasemissionen.

Am Ende erfolgt eine Gesamtbewertung, die die 
Bewertungen der einzelnen Kriterien integriert.

Anstelle oder ergänzend zu der beschriebenen qua­
litativen/semi­quantitativen Bewertung der Wär­
megestehungskosten der verschiedenen Wärme­
versorgungsarten können für jedes Teilgebiet 
detaillierte Kostenberechnungen/­vergleiche 
durchgeführt werden. Dies ist insbesondere dann 
empfehlenswert, wenn die qualitative/semi­quan­
titative Bewertung keine eindeutigen Ergebnisse 
liefert. Im detaillierten quantitativen Kostenver­
gleich sollten für jede Wärmeversorgungsart die 
Gesamtkosten der Wärmeversorgung des Teilge­
biets bis zum Zieljahr 2045 aus einer technisch­ 
systemischen Perspektive betrachtet werden. Die 
Wärmeversorgungsart mit den geringsten spezifi­
schen Gesamtkosten ist aus Kostensicht vorzugs­
würdig.

Unterkriterium Indikator

Verteilkosten • Wärmeliniendichte

• Vorhandensein potenzieller Ankerkunden Wärmenetz

• Erwarteter Anschlussgrad an Wärme-/Gasnetz, wenn Netz vorhanden oder erwartet

• Langfristiger Prozesswärmebedarf >200 °C und/oder stofflicher H2-Bedarf

• Vorhandensein von Wärme- oder Gasnetz im Teilgebiet selbst oder angrenzenden Teilgebieten

• Spezifischer Investitionsaufwand für Ausbau/Bau Wärmenetz
Kosten der Wärmeerzeugung • Preisentwicklung Wasserstoff

• Potenziale für zentrale erneuerbare Wärmeerzeugung und Abwärmeeinspeisung

• Anschaffungs-/Investitionskosten gebäudeseitig
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3.8  Kapitel 8: Entscheidung über die 
Ausweisung als Gebiet zum Neu- 
oder Ausbau von Wärmenetzen oder 
als Wasserstoffnetzausbaugebiet

Die Ausweisung als Gebiet zum Neu­ oder Ausbau 
von Wärmenetzen oder als Wasserstoffnetzausbau­
gebiet kommt vorrangig in Betracht, wenn die pla­
nungsverantwortliche Stelle die Fristen des GEG 
zeitlich vorziehen möchte (§ 71 Absatz 8 Satz 3 
GEG). Dies wird insbesondere der Fall sein, wenn 
sie mit ihrer Wärmeplanung schon recht weit fort­
geschritten ist und bestimmte Grundstücke oder 
Teilgebiete für eine Versorgung über ein Wärme­ 
oder ein Wasserstoffnetz vorgesehen sind.

Einen Monat nach der Ausweisungsentscheidung 
entfällt die Ausnahmeregelung des GEG, wonach 
bis zum 30.06.26 für Gemeindegebiete mit mehr als 
100.000 Einwohnern bzw. bis zum 30.06.28 für die 
übrigen Gemeindegebiete Heizungsanlagen einge­
baut werden können, die nicht der 65% ­Vorgabe 
entsprechen.

Ein zweiter Anwendungsfall der Entscheidung über 
die Ausweisung als Wasserstoffnetzausbaugebiet 
ergibt sich aus § 71k Absatz 1 Nummer 1 GEG. Da ­
nach kann bis zum Anschluss an ein Wasserstoff­
netz eine Heizungsanlage, die Erdgas verbrennen 
kann und auf die Verbrennung von 100 Prozent 
Wasserstoff umrüstbar ist, eingebaut und ohne 
Einhaltung der 65 %­EE­Anforderung betrieben 
werden, wenn das Gebäude in einem Wasserstoff­
netzausbaugebiet liegt und spätestens bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 2044 vollständig mit Was­
serstoff versorgt werden soll.

Die Ausweisung als Gebiet zum Neu­ oder Ausbau 
von Wärmenetzen oder als Wasserstoffnetzausbau­
gebiet erfolgt durch Satzung, Rechtsverordnung 
oder durch Verwaltungsakt und ist nicht Bestand­
teil der Wärmeplanung; anders als der Wärmeplan 

selbst hat sie eine rechtliche Außenwirkung, wes­
halb eine Strategische Umweltprüfung oder eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVP­
Gesetz nötig werden kann.

3.9  Kapitel 9: Umsetzungsstrategie: 
Entwicklung einer Strategie für die 
lokale Wärmewende

Die Umsetzungsstrategie ist ein strukturierter und 
mit Prioritäten versehener Maßnahmenplan, der 
eine Brücke schlägt von den Analysen und Gebiets­
einteilungen im Wärmeplan zur konkreten Imple­
mentierung zielführender Maßnahmen. Die Um ­
setzungsstrategie ist aus der Perspektive der 
planungsverantwortlichen Stelle bzw. der betroffe­
nen Kommune zu erstellen. Deren Handlungs­ 
und Entscheidungsspielräume sind entsprechend 
zu berücksichtigen.

Während des gesamten Wärmeplanungsprozesses – 
von der Eignungsprüfung über die Bestands– und 
Potenzialanalyse bis hin zur Erstellung des Zielsze­
narios inkl. Gebietsausweisung – werden Maßnah­
men gesammelt und eine sogenannte „long­list“ an 
relevanten Maßnahmen erstellt. Diese Maßnahmen 
werden im nächsten Schritt thematischen Strate­
giefeldern (wie z. B. Ausbau der erneuerbaren Ener­
gien, Wärmenetzausbau) sowie Einflussbereichen 
der Kommune (Verbrauchen, Versorgen, Regulie­
ren, Motivieren) zugeordnet. Nach der Zuordnung 
wird priorisiert. Geeignete Kriterien hierfür sind 
z. B. der Beitrag zur Zielerreichung sowie das 
geschätzte Kosten­Nutzen­Verhältnis. Die Maßnah­
men sollten darüber hinaus zeitlich eingeordnet 
werden. Sogenannte „No­regret“­Maßnahmen kön­
nen sofort umgesetzt werden. Das Kapitel enthält 
eine umfassende Liste möglicher Maßnahmen ein­
schließlich eines Vorschlags zur Einteilung in ein 
thematisches Strategiefeld.
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Alle Maßnahmen sind in geeigneter Form zu be ­
schreiben und zu veröffentlichen. Das Kapitel enthält 
dafür eine Vorlage eines Maßnahmensteckbriefs. Im 
Ergebnis ist den Akteuren durch den Beteiligungs­
prozess und die Maßnahmenbeschreibung bewusst, 
wer in welchem Zeitraum für die Maßnahmenum­
setzung verantwortlich ist. In der Verwaltung sind 
geeignete Strukturen aufgebaut, um den Umset­
zungsprozess adäquat zu begleiten, die Verantwort­
lichkeiten innerhalb der Verwaltung sind geklärt.

3.10  Kapitel 10: Fortschreibung des 
Wärmeplans

Mit der Pflicht zur Überprüfung und Fortschrei­
bung des Wärmeplans soll die Einteilung des 
beplanten Gebiets in voraussichtliche Wärmever­
sorgungsgebiete überprüft, konsolidiert und – wo 
erforderlich – auf das gesamte beplante Gebiet aus­
geweitet werden. Zweites zentrales Element der 
Fortschreibung ist die Überwachung (Monitoring) 
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Quelle: ifeu 2024

Abbildung 11: Ablauf zur Entwicklung der Umsetzungsstrategie
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der Umsetzung der in der Umsetzungsstrategie 
enthaltenen Maßnahmen. Dabei ist zu bewerten, 
inwieweit die Maßnahmen der Umsetzungsstrate­
gie umgesetzt wurden und die geplanten Maßnah­
men ausreichend zur Umsetzung des im Wärme­
plan angestrebten Pfades sind. Da zu erwarten ist, 
dass besonders in den Anfangsjahren alle Akteure 
neue Erkenntnisse gewinnen und wichtige Erfah­
rungen sammeln werden, soll im Rahmen der ers­
ten Fortschreibung eine umfassende und sorgfäl­
tige Aktualisierung des Wärmeplans erfolgen.

Bei der Überprüfung und der Frage einer notwen­
digen Fortschreibung der Gebietseinteilung sollten 
Teilgebiete nach der Unsicherheit der erstmaligen 
Gebietseinteilung differenziert werden. Teilgebiete, 
für die in der erstmaligen Gebietseinteilung mit 
hoher Sicherheit eine Wärmeversorgungsart 
bestimmt werden konnte, können vernachlässigt 
werden. Dagegen sollten Teilgebiete mit eher unsi­
cherer Gebietseinteilung und insbesondere Prüfge­
biete, bei denen keine Versorgung mit grünem 
Methan wahrscheinlich ist, genauer betrachtet und 
neu bewertet werden. Für diese Teilgebiete wird die 
Wärmeplanung umfänglich erneut durchgeführt. 
Dies umfasst sowohl die Bestands­ und Potenzial­
analyse als auch die Entwicklung und Beschrei­
bung des Zielszenarios inkl. Gebietseinteilung. 
Dabei sollten neue Datenquellen genutzt werden, 
um Datenlücken zu schließen und die Datenquali­
tät zu verbessern. Aufgrund der Erfahrung mit der 
Wärmeplanung, etablierter Datenverarbeitungs­
strukturen und der Fokussierung auf Teilgebiete 
mit unsicherer Gebietseinteilung wird die Fort­
schreibung dennoch erheblich schneller als die 
erstmalige Erstellung des Wärmeplans durchge­
führt werden können. 

In Bezug auf die Überwachung der Umsetzung 
wird sinnvollerweise bereits im Zuge des initialen 
Wärmeplanungsprozesses ein Monitoringkonzept 

erarbeitet, das die Grundlage für die Überprüfung 
bildet. Kernelement der Überprüfung ist ein Plan­
Ist­Abgleich, der im Ergebnis aufzeigt, ob sich die 
Kommune auf dem im Wärmeplan vorgesehenen 
Entwicklungspfad befindet oder ob es Umset­
zungsdefizite gibt. Zu diesem Zweck sollte eine 
Datenerhebung erfolgen mit dem Ziel, die Ent­
wicklungen der Infrastrukturen, der eingesetzten 
Energieträger und der Energieverbräuche (beson­
ders bei Gebieten, in denen eine Umstellung der 
Wärmeversorgung noch erfolgen soll) mit den vor­
herigen Annahmen und Planungen abzugleichen. 

Abschließend wird aufbauend auf den zu doku­
mentierenden Fortschritten bei der Maßnahmen­
umsetzung und der ggf. erfolgten Anpassung der 
Gebietseinteilung die Umsetzungsstrategie überar­
beitet, wobei insbesondere Umsetzungsmaßnah­
men für die folgenden fünf Jahre definiert werden 
sollen.

Bei bereits bestehenden Wärmeplänen, die auf der 
Basis von Landesgesetzen erstellt wurden, sind die 
Anforderungen des WPG in der ersten Fortschrei­
bung, die zeitlich gemäß Landesrecht erfolgt, spä­
testens jedoch ab dem 01.07.2030, zu berücksichti­
gen.
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4.1  Weiterentwicklung und Ergänzung 
des Leitfadens

Obwohl die Wärmeplanung in einigen Bundeslän­
dern aufgrund landesrechtlicher Regelungen bereits 
verpflichtend durchzuführen ist, sind die prakti-
schen Erfahrungen mit der Wärmeplanung noch 
begrenzt. Gleichzeitig sind die Ausgangslagen in 
den einzelnen Kommunen vor allem im Hinblick 
auf Vorkenntnisse und bestehende Informations­
grundlagen (z. B. Daten) sowie personelle und 
finanzielle Ressourcen teilweise sehr unterschied-
lich.

Es ist daher zum jetzigen Zeitpunkt kaum möglich, 
einen für alle Kommunen bzw. planungsverant-
wortliche Stellen adressatengerechten Leitfaden 
vorzulegen, der für den gesamten Wärmeplanungs-
prozess als passende Schritt-für-Schritt-Anleitung 
dienen kann. Vielmehr ist davon auszugehen, dass 
alle Akteure von der kommunalen bis zur Bundes­
ebene in den nächsten Monaten und Jahren dazu­
lernen und weitere wertvolle Erfahrungen sammeln 
werden. Dementsprechend sollen erste Erfahrungen 
bei der Erstellung von Wärmeplänen möglichst 
schnell systematisch ausgewertet und der Leitfa-
den auf dieser Basis weiterentwickelt und durch 
weitere Unterstützungsangebote zielgerichtet 
ergänzt werden. Hierzu wird der Leitfaden nach 
Veröffentlichung an das Kompetenzzentrum 
Kommunale Wärmewende (KWW) übergeben.

Insbesondere im Querschnittsbereich der Datenver-
arbeitung bleiben auch nach Veröffentlichung des 
Leitfadens Fragen offen. Der Leitfaden liefert zwar 
viele wichtige Hinweise auf Datenquellen, die für die 
Eignungsprüfung, die Bestands­ und Potenzialana­
lyse sowie die Erstellung des Zielszenarios genutzt 
werden können. Auch der Aufbau eines Datensatzes 
für die Wärmeplanung wird erläutert. Darüber hin­
aus gibt der Leitfaden wichtige Orientierung zur 

Datenverarbeitung in den einzelnen Prozessschrit­
ten und zur Veröffentlichung der Daten.

Was der Leitfaden aber nicht beschreibt, ist die Ent­
wicklung digitaler Werkzeuge, die für die einzelnen 
Schritte und die Wärmeplanung als Ganzes genutzt 
werden können. An dieser Stelle sind bereits zahl-
reiche Unternehmen aktiv. Sie entwickeln digitale 
Modelle der Stadt und ihrer Wärmeversorgung (sog. 
digitale Zwillinge), integrieren unterschiedliche 
Datensätze, um aus statistischen Daten gebäude­
scharfe Wärmebedarfsdaten abzuleiten, oder entwi­
ckeln Algorithmen zur Aggregation oder Anonymi­
sierung von Verbrauchsdaten. Zentrales Ziel ist eine 
automatisierte Datenverarbeitung.

Diese Aktivitäten von Unternehmen und Forschungs­
einrichtungen werden von BMWK und BMWSB 
ausdrücklich begrüßt. Digitale Werkzeuge sind für 
eine hochwertige und effiziente Wärmeplanung 
unerlässlich. Wichtig ist dabei, dass die planungs­
verantwortlichen Stellen als Verantwortliche für 
den Prozess und die Ergebnisse der Wärmeplanung 
die Annahmen und Ergebnisse digitaler Werkzeuge 
nachvollziehen können. Dementsprechend ist die 
Transparenz dieser Werkzeuge zentral.

Eine aktuell offene Frage ist, ob die angebotenen 
Softwarelösungen auch für kleine Kommunen 
geeignet und erschwinglich sein werden. BMWK 
und BMWSB werden diese Frage beobachten. Auch 
in einigen Ländern wird bereits geprüft, ob kleine 
Kommunen in diesem Bereich durch zusätzliche 
Angebote unterstützt werden müssen. 

4.2  Weiterentwicklung und Ergänzung 
des Technikkatalogs

Auch der Technikkatalog muss in regelmäßigen 
Abständen überprüft, weiterentwickelt und ergänzt 
werden. Ein regelmäßiger Abgleich der ursprüng-

4  Weiterentwicklung des Leitfadens und 
wichtige Anlaufstellen für Kommunen
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lichen Erwartungen mit den tatsächlichen Ent-
wicklungen und eine Anpassung der Parameter an 
aktuelle Entwicklungen sind unerlässlich und für 
Wirtschaftlichkeitsabschätzungen oder ­berech­
nungen von großer Bedeutung.

Einige der im Technikkatalog enthaltenen Parame­
ter werden zudem erheblich von lokalen Faktoren 
beeinflusst. Dies gilt beispielsweise für die Kosten 
des Leitungsbaus bei Wärmenetzen. Hier bietet der 
Technikkatalog zwar Orientierungswerte für unter­
schiedliches Terrain, die tatsächlichen Kosten vor 
Ort können davon aber deutlich abweichen. In sol­
chen Fällen könnte eine Ergänzung des Technikka­
talogs auf Basis zukünftiger Erfahrungswerte 
sinnvoll sein. Dies wird durch das KWW weiter 
beobachtet.

Neben den im Technikkatalog enthaltenen Parame­
tern sind für eine Berechnung der Gesamtkosten 
der Wärmeversorgung im betrachteten Teilgebiet 
weitere Parameter erforderlich. Die Wärmeversor­
gung in einem bestimmten Teilgebiet verursacht 
nicht nur Infrastrukturkosten in diesem Teilgebiet, 
sondern auch bei den vorgelagerten Energieinfra-
strukturen bzw. im Gesamtsystem, u. a. da die 
benötigten Energieträger häufig über Transport­ 
und Verteilnetze von den Erzeugungsstandorten in 
das Teilgebiet transportiert werden müssen. Die 
Kosten der vorgelagerten Infrastrukturen sind nicht 
gleichzusetzen mit Netzentgelten, deren Höhe für 
bestimmte Verbrauchergruppen wesentlich durch 
bestimmte Verteilungsmechanismen geprägt wer­
den. Vielmehr sollten die spezifischen Kosten der 
vorgelagerten Infrastruktur (z. B. in Ct/kWh) aus 
Energiesystemstudien abgeleitet werden.

Neben den Kosten der Infrastrukturen innerhalb 
und außerhalb des Teilgebiets haben Energieträ-
ger- und CO2-Kosten entscheidenden Einfluss auf 
die Gesamtkosten der Wärmeversorgung. Energie­
trägerkosten können über mittlere Erzeugungskos­

ten auf nationaler Ebene und mittlere Grenzüber­
gangspreise angenähert werden. Großhandelspreise 
(von Terminmärkten oder modelliert) dürften in 
der Regel zunächst eine ausreichende Annäherung 
an diese Kosten darstellen. Um die hohen Unsi­
cherheiten zukünftiger Energieträgerkosten zu 
berücksichtigen, sollten Bandbreiten genutzt und 
Sensitivitätsanalysen durchgeführt werden. Band­
breiten für Energieträgerkosten können aus vorlie­
genden Energiesystemstudien und dem Projek­
tionsbericht des Umweltbundesamtes abgeleitet 
werden.

Genauere Empfehlungen zur Methodik des quanti­
tativen Wirtschaftlichkeitsvergleichs sowie einheit­
liche und belastbare Werte bzw. Bandbreiten für 
die Kosten vorgelagerter Energieinfrastrukturen 
und für Energieträgerkosten werden in einem 
nachfolgenden Prozess erarbeitet und bereitge­
stellt. Dieser Prozess basiert auf den Arbeiten zur 
Systementwicklungsstrategie, in der zukünftig 
gemäß EnWG eine Systemkostenplanung stattfin­
det. Die Methodik und die Kostenparameter ein­
schließlich zugrundeliegender Annahmen werden 
in dem Prozess offengelegt und von BMWK mit 
Stakeholdern diskutiert. So kann ein belastbares 
und akzeptiertes Set an Parametern bereitgestellt 
werden, das Kohärenz mit der Systementwick­
lungsstrategie und den nachfolgenden Infrastruk­
turplanungen (NEP Strom, NEP Gas/H2) sicher­
stellt.

4.3  Wichtige Anlaufstellen und 
Unterstützungsangebote für 
Kommunen

Bund und Länder bieten den Kommunen und an ­
deren planungsverantwortlichen Stellen vielfältige 
Unterstützung bei der Wärmeplanung an. Die wich­
tigste Anlaufstelle auf Bundesebene ist das Kompe­
tenzzentrum Kommunale Wärmewende (KWW) in 
Halle an der Saale (www.kww­halle.de). Das KWW 
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ist Teil der Deutschen Energieagentur (dena) und 
wurde im April 2022 eröffnet. Es unterstützt die 
kommunale Wärmewende mit gut 30 Mitarbeiten­
den durch

	● Aufbau und Pflege einer Wissensplattform, z. B. 
mit einer Literaturdatenbank und Material zu 
unterschiedlichen Vertiefungsthemen,

	● Aufbau und Pflege von Verzeichnissen, wie dem 
Dienstleisterverzeichnis mit Dienstleistern, die 
bei der Wärmeplanung unterstützen können,

	● Bereitstellung von standardisierten Produkten, 
wie z. B. einem Musterleistungsverzeichnis zur 
Beauftragung von Dienstleistern,

	● Vernetzung der Akteure, u. a. mit der jährlichen 
KWW­Konferenz im Herbst,

	● Know-how-Transfer, z. B. durch Darstellung 
und Auswertung von Erfolgsmodellen (Best 
Practice) im Rahmen von Fachveranstaltungen 
und durch Materialien,

	● grundlegende Beratung von Kommunen im 
Rahmen einer Telefonsprechstunde,

	● Bereitstellung von Materialien im Bereich Infor-
mation und Kommunikation, z. B. um Kommu­
nen bei der Öffentlichkeitsarbeit zu unterstützen.

Weitere Unterstützung auf Bundesebene wird ein 
Stakeholder­Dialog leisten, den BMWSB und BMWK 

im Juli 2024 starten werden. Fokus des Stake holder­
Dialogs sind die mit der Wärmeplanung verbunde­
nen Herausforderungen und Themenstellungen 
auf Seiten der Länder und Kommunen. Aber auch 
andere wichtige Akteure sollen eingebunden wer­
den, um die Schnittstellen der Wärmeplanung zur 
Stadtplanung sowie zur Energieinfrastrukturpla­
nung stärker zu beleuchten. Durch den Dialog sol­
len auch die Vernetzung der an der Wärmeplanung 
beteiligten Akteure untereinander befördert und 
gute Beispiele unter den Kommunen identifiziert 
und verbreitet werden.

Neben dem KWW und dem Stakeholder­Dialog 
spielen auf Seiten der Länder die Landesenergie-
agenturen eine wichtige Rolle bei der Unterstüt­
zung der Kommunen. Sie sind neben den in meh­
reren Ländern etablierten Regionalagenturen die 
ersten Anlaufstellen für Anfragen der Kommunen. 
Darüber hinaus stellen viele Landesenergieagentu­
ren weitere Unterstützungsangebote zur Wärme­
planung zur Verfügung. Auf der Homepage des 
KWW wird es in Kürze Informationen zu den Lan­
desenergieagenturen und den jeweiligen Ansprech­
partnern geben. 

Auch zahlreiche nicht-staatliche Akteure, wie z. B. 
Verbände der Energiewirtschaft, Umweltverbände 
oder Forschungsinstitute, stellen hilfreiche Infor-
mationen, Daten, Anleitungen und Werkzeuge 
zur Wärmeplanung aus ihrer jeweiligen Perspek-
tive zur Verfügung. Auf der Homepage des KWW 
wird ohne Anspruch auf Vollständigkeit auf diese 
Angebote hingewiesen.
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Das Wärmeplanungsgesetz ist am 1. Januar 2024 in 
Kraft getreten. Damit die Wärmepläne gemäß den 
Fristen des Wärmeplanungsgesetzes rechtzeitig 
vorliegen, sollten sich alle Kommunen jetzt mit der 
anstehenden Aufgabe der Wärmeplanung vertraut 
machen und mit der Vorbereitung beginnen. Bevor 
die Kommunen allerdings „offiziell“ mit der Wär­
meplanung beginnen können, ist in den meisten 
Ländern noch die Umsetzung des Wärmeplanungs­
gesetzes in Landesrecht erforderlich. Die entspre­
chenden landesrechtlichen Regelungen werden 
derzeit erarbeitet und in die notwendigen parla­
mentarischen Verfahren der Länder eingebracht. 
BMWK und BMWSB gehen davon aus, dass in den 
meisten Ländern die landesrechtlichen Bestim­
mungen spätestens in der ersten Hälfte des Jahres 
2025 in Kraft treten werden.

Das Wärmeplanungsgesetz ist zu einem Zeitpunkt 
in Kraft getreten, zu dem es in einigen Ländern 
bereits (verpflichtende) Vorgaben zur Erstellung 
von Wärmeplänen gab. Daher enthält das Wärme­
planungsgesetz eine Übergangsvorschrift für 
bereits vor dem Inkrafttreten des Wärmeplanungs­
gesetzes erstellte oder in Erstellung befindliche 
Wärmepläne (§ 5). 

5.1 Kommunen mit landesrechtlicher 
Verpflichtung vor dem 1. Januar 2024

Bestehende Wärmepläne werden vom Wärmepla­
nungsgesetz grundsätzlich anerkannt. Vorausset­
zung hierfür ist, dass die Erstellung des Wärme­
plans im Einklang mit den landesrechtlichen 
Vorschriften erfolgt. Ist das der Fall, besteht für die 
Kommune zunächst kein unmittelbarer Hand­
lungsbedarf. Die Vorgaben des Wärmeplanungsge­
setzes sind dann erstmalig bei der Fortschreibung 
des Wärmeplans zu berücksichtigen. Wann die 
Fortschreibung zu erfolgen hat, richtet sich nach 

dem jeweiligen Landesrecht. Spätestens ab dem  
1. Juli 2030 sind die Vorgaben des Wärmeplanungs­
gesetzes maßgeblich (§ 25 Absatz 3 Satz 1 WPG). 
Das bedeutet, dass ab dem 1. Juli 2030 die in § 25 
Absatz 1 geregelte Vorgabe, wonach Wärmepläne 
spätestens alle fünf Jahre zu überprüfen und bei 
Bedarf zu überarbeiten sind, auch für alle zunächst 
nach Landesrecht erstellten Wärmepläne gilt. 
Gemäß § 25 Absatz 1 sind diese Wärmepläne – je 
nach dem Zeitpunkt ihrer Erstellung oder letzten 
Aktualisierung – daher ggf. unmittelbar nach dem 
1. Juli 2030 entsprechend den Vorgaben des WPG 
fortzuschreiben.

Hat die Kommune aufgrund landesrechtlicher 
Vorgaben mit der Wärmeplanung bereits vor dem 
1. Januar 2024 begonnen, sie allerdings noch nicht 
abgeschlossen, gelten vorstehende Ausführungen 
in gleicher Weise: Die Kommune kann die Wärme­
planung auf der Grundlage der landesrechtlichen 
Vorgaben zu Ende führen, ohne die Bestimmungen 
des Wärmeplanungsgesetzes unmittelbar berück­
sichtigen zu müssen. Das bestehende Landesrecht 
wird durch das Inkrafttreten des Wärmeplanungs­
gesetzes nicht verdrängt. Mit Blick auf die Fort­
schreibung dürfte es sich allerdings anbieten, die 
Anforderungen des Wärmeplanungsgesetzes, wenn 
möglich, bereits bei der Erstellung des Wärmeplans 
zu berücksichtigen. 

5.2  Kommunen, die freiwillig einen 
Wärmeplan erstellt haben oder  
derzeit erstellen

Von der Übergangsbestimmung des Wärmepla­
nungsgesetzes können auch Kommunen profitie­
ren, die freiwillig, jedenfalls ohne hierzu durch 
Landesrecht verpflichtet zu sein, einen Wärmeplan 
erstellt haben oder aktuell erstellen. Voraussetzung 
hierfür ist, dass spätestens zum 1. Januar 2024 ein 

5  Das Wärmeplanungsgesetz ist in Kraft. 
Und jetzt?
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Beschluss oder eine Entscheidung3 über die Durch­
führung der Wärmeplanung getroffen wurde und 
der Wärmeplan spätestens am 30. Juni 2026 veröf­
fentlicht wird.

Außerdem muss die dem Wärmeplan zugrunde lie­
gende Planung mit den Anforderungen des Wär­
meplanungsgesetzes im Wesentlichen vergleichbar 
sein. Von einer Vergleichbarkeit in diesem Sinne ist 
u. a. dann auszugehen, wenn die Erstellung des 
Wärmeplans über die Kommunalrichtlinie (KRL) 
der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI) des 
BMWK gefördert wurde (§ 5 Absatz 2 Satz 2 Num­
mer 1).

Voraussetzung dafür, dass der Wärmeplan in die­
sem Sinne gefördert wird, ist u. a., dass ein entspre­
chender Förderantrag im Rahmen der KRL­Förde­
rung wirksam gestellt wurde, der Antrag positiv 
beschieden wird und der Wärmeplan anschließend 
im Rahmen des beantragten Zuwendungsprojekts 
tatsächlich erstellt wird.

Alle derzeit noch offenen Förderanträge, die bis zum 
Auslaufen der KRL­Förderung von Wärmeplänen 

Ende 2023 wirksam gestellt wurden, werden ge ­
prüft und bei Vorliegen der Fördervoraussetzungen 
der KRL positiv beschieden werden. Die Förderan­
träge werden priorisiert bearbeitet. Ein Antrag ist 
aus zuwendungsrechtlichen Gründen grundsätz­
lich abzulehnen, wenn zum Zeitpunkt der Bewilli­
gung bereits eine landesrechtliche Regelung in 
Kraft ist und der Antragsteller auf Grundlage dieser 
Regelung unmittelbar zur Wärmeplanung ver­
pflichtet wird.

5.3  Kommunen ohne Beschluss zur 
Durchführung einer Wärmeplanung

Kommunen, für die vor dem 1. Januar 2024 keine 
landesrechtliche Verpflichtung existierte und die 
bis zum 1. Januar 2024 keinen Beschluss zur Durch­
führung einer Wärmeplanung getroffen haben, 
müssen die Vorgaben des Wärmeplanungsgesetzes 
sowie die maßgeblichen landesrechtlichen Vorga­
ben, mit denen das Wärmeplanungsgesetz auf Lan­
desebene (entweder durch Gesetz oder durch 
Rechtsverordnung) umgesetzt wird, beachten. Das 
Land legt darin u. a. fest, welcher Rechtsträger die 
planungsverantwortliche Stelle ist.

3 Nach unverbindlicher Einschätzung von BMWK und BMWSB kann die Antragstellung im Rahmen der Kommunalrichtlinie als Entscheidung über 
die Durchführung einer Wärmeplanung im Sinne des WPG betrachtet werden.
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